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Allgemeine Nebenbestimmungen 
für Zuwendungen der NRW.BANK 
(ANBest-NRW.BANK)

Die ANBest-NRW.BANK enthalten Nebenbestimmungen (Bedingungen und Auflagen) 
im Sinne des § 36 VwVfG NRW sowie notwendige Erläuterungen. Die Nebenbestimmungen 
sind Bestandteil des Zuwendungsbescheides, soweit dort nicht ausdrücklich etwas 
anderes bestimmt ist. 

Inhalt 

Nr. 1	 Anforderung und Verwendung der Zuwendung 
Nr. 2	 Nachträgliche Ermäßigungen der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung
Nr. 3	 Vergabe von Aufträgen
Nr. 4	 Mitteilungspflichten 
Nr. 5	 Nachweis der Verwendung 
Nr. 6	 Prüfung der Verwendung 
Nr. 7	 Widerrufsvorbehalt für den Fall der Terrorismusfinanzierung
Nr. 8	 Erstattung der Zuwendung, Verzinsung

1.	 Anforderung und Verwendung der Zuwendung 

1.1	 Die Zuwendung darf nur zur Erfüllung des im Zuwendungsbescheid bestimmten 
Zwecks verwendet werden. Die Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu 
verwenden.

1.2	 Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen (insbesondere 
Zuwendungen, Leistungen Dritter, Beiträge und Spenden) und der Eigenanteil des 
Zuwendungsempfangenden sind als Deckungsmittel für alle mit dem Zuwendungs-
zweck zusammenhängenden Ausgaben einzusetzen.

1.3	 Ansprüche aus dem Zuwendungsbescheid dürfen weder abgetreten noch 
verpfändet werden. 

2.	 Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der 
Finanzierung 

Ermäßigen sich nach der Bewilligung die in dem Finanzierungsplan veranschlagten 
Gesamtausgaben für den Zuwendungszweck, erhöhen sich die Deckungsmittel oder 
treten neue Deckungsmittel hinzu, so ermäßigt sich – außer bei einer Festbetrags
finanzierung – die Zuwendung 

2.1	 bei Anteilfinanzierung anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer 
Zuwendungsgebender und den vorgesehenen eigenen und sonstigen 
Mitteln des Zuwendungsempfangenden, 

2.2	 bei Fehlbedarfs- und Vollfinanzierung um den vollen in Betracht kommenden 
Betrag.

3.	 Vergabe von Aufträgen 

3.1	 Sofern der Zuwendungsempfangende nach den für ihn geltenden Vorschriften zur 
Anwendung des öffentlichen Vergaberechts verpflichtet ist (z. B. Kommunen oder 
sonstige juristische Personen des öffentlichen Rechts), sind die entsprechenden 
vergaberechtlichen Regelungen einschließlich der maßgeblichen nationalen und 
europäischen Wertgrenzen und Schwellenwerte auch im Rahmen des vorliegenden 
Zuwendungsverhältnisses bei der Vergabe von Aufträgen zu beachten. 
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3.2	 Sofern der Zuwendungsempfangende nicht dem öffentlichen Vergaberecht 
unterliegt (z. B. natürliche Personen oder juristische Personen des Privatrechts), 
so gilt folgendes:

Der Zuwendungsempfangende hat Aufträge nur an fachkundige und leistungsfähige 
Anbietende nach wettbewerblichen Gesichtspunkten zu wirtschaftlichen Bedingungen 
zu vergeben. Hierzu ist eine nachvollziehbare formlose Preisermittlung durchzuführen. 
Diese setzt voraus, dass sich der Auftraggebende vor Vergabe eines Auftrages durch 
Informationsquellen wie beispielsweise das Internet oder auch durch telefonische 
Nachfrage bei verschiedenen Anbietenden (in der Regel 3) einen Marktüberblick verschafft.

Ist dies nicht möglich oder unzweckmäßig, ist die Wirtschaftlichkeit der Beschaffungs-
maßnahme in anderer geeigneter Weise darzulegen.

3.3	 Die Durchführung und Ergebnisse des Vergabeverfahrens sind nachvollziehbar zu 
dokumentieren.

4.	 Mitteilungspflichten 

Der Zuwendungsempfangende ist verpflichtet, unverzüglich der NRW.BANK anzuzeigen, 

4.1	 wenn er nach Vorlage des Finanzierungsplans weitere Zuwendungen für denselben 
Zweck bei anderen öffentlichen Stellen beantragt oder von ihnen erhält oder wenn 
er – gegebenenfalls weitere – Mittel von Dritten erhält, 

4.2	 der Verwendungszweck oder sonstige für die Bewilligung der Zuwendung 
maßgebliche Umstände sich ändern oder wegfallen, 

4.3	 sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht oder mit der bewilligten 
Zuwendung nicht zu erreichen ist, 

4.4	 ein vorinsolvenzliches Restrukturierungsverfahren nach dem Unternehmens
stabilisierungs- und -restrukturierungsgesetz (StaRUG) oder ein Insolvenzverfahren 
über sein Vermögen beantragt oder eröffnet wird. 

5.	 Nachweis der Verwendung

5.1	 Die Verwendung der Zuwendung ist entsprechend der Maßgaben des Zuwendungs-
bescheides nachzuweisen.

5.2	 Originalbelege (Einnahme- und Ausgabebelege) über die Einzelzahlungen und alle 
sonstigen mit der Förderung zusammenhängenden Unterlagen (vgl. Nr. 6 Satz 1), 
zu denen auch alle Ausschreibungs- und Vergabeunterlagen zählen, sind für die 
Dauer von fünf Jahren ab Beendigung des im Zuwendungsbescheid festgesetzten 
Bewilligungszeitraums aufzubewahren, sofern nicht nach steuerrechtlichen oder 
anderen Vorschriften eine längere Aufbewahrungsfrist bestimmt ist. 

5.3	 Die Aufbewahrung kann auch elektronisch erfolgen.

Ein Buchführungssystem ist zur elektronischen Belegführung zugelassen, wenn die 
Grundsätze zur ordnungsgemäßen Führung und Aufbewahrung von Büchern, 
Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum Datenzugriff vom 
28.11.2019 (BStBl I S. 1269) in der jeweils geltenden Fassung beachtet werden.



Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen der NRW.BANK 
(ANBest-NRW.BANK)

 — 3/4  ·  20902  ·  Fassung 09/26

6.	 Prüfung der Verwendung

6.1	 Die NRW.BANK ist berechtigt, Bücher, Belege und sonstige Geschäftsunterlagen 
zur Prüfung anzufordern – soweit sie nicht mit dem Verwendungsnachweis 
vorzulegen sind – sowie die Verwendung der Zuwendung durch Einsicht in die 
Bücher, Belege und sonstigen Geschäftsunterlagen örtlich zu prüfen oder durch 
Beauftragte prüfen zu lassen.

Sind die Unterlagen mit Hilfe eines Datenverarbeitungssystems erstellt worden, 
hat die NRW.BANK das Recht, Einsicht in die gespeicherten Daten zu nehmen 
und das Datenverarbeitungssystem zur Prüfung dieser Unterlagen zu nutzen 
oder die Zurverfügungstellung der gespeicherten Unterlagen nach ihren Vorgaben 
auf einem maschinell verwertbaren Datenträger zu verlangen.

Unterlagen sind mit Hilfe eines Datenverarbeitungssystems erstellt worden, wenn 
sie entweder originär elektronisch erstellt oder nachträglich durch z. B. Scannen 
und Abspeichern digitalisiert wurden. 

Der Zuwendungsempfangende hat die erforderlichen Unterlagen bereitzuhalten 
und die notwendigen Auskünfte zu erteilen.

6.2	 Der Landesrechnungshof ist berechtigt, bei dem Zuwendungsempfangenden zu 
prüfen.

7.	 Widerrufsvorbehalt für den Fall der Terrorismusfinanzierung

Die Förderung erfolgt unter dem Vorbehalt des Widerrufs für den Fall, dass

7.1	 die Zuwendung zur Finanzierung terroristischer Aktivitäten eingesetzt wird, oder

7.2	 der Zuwendungsempfangende eine terroristische Vereinigung bei Antragstellung 
war oder nach Antragstellung wird oder

7.3	 eine terroristische Vereinigung unterstützt.

Zum Begriff der Terrorismusfinanzierung wird auf § 1 Absatz 2 des Geldwäschegesetzes 
(GwG) verwiesen.

8.	 Erstattung der Zuwendung, Verzinsung 

8.1	 Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungsbescheid nach Verwaltungs-
verfahrensrecht (insbesondere §§ 48, 49 VwVfG NRW) oder anderen Rechtsvor-
schriften mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen oder widerrufen 
oder sonst unwirksam wird. 

8.2	 Der Erstattungsanspruch wird insbesondere festgestellt und geltend gemacht, wenn 

8.2.1	 eine auflösende Bedingung eingetreten ist, 

8.2.2	 die Zuwendung durch unrichtige oder unvollständige Angaben erwirkt worden ist, 

8.2.3	 die Zuwendung nicht oder nicht mehr für den vorgesehenen Zweck verwendet wird, 

8.2.4	 nach Nr. 2 die Ausgaben sich nachträglich ermäßigen oder eine Änderung der 
Finanzierung eingetreten ist. 
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8.3	 Ein Widerruf mit Wirkung für die Vergangenheit kann auch in Betracht kommen, 
soweit der Zuwendungsempfangende Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer 
gesetzten Frist erfüllt, insbesondere den vorgeschriebenen Verwendungsnachweis 
nicht rechtzeitig vorlegt sowie Mitteilungspflichten (Nr. 4) nicht rechtzeitig 
nachkommt.

8.4	 Der Erstattungsanspruch ist gemäß § 49a Absatz 3 VwVfG NRW zu verzinsen.

8.5	 Wird die Zuwendung in Anspruch genommen, obwohl etwaige Zuwendungen 
anderer Zuwendungsgebender, vorgesehene eigene oder sonstige Mittel des 
Zuwendungsempfangenden anteilig oder vorrangig einzusetzen sind, können für 
die Zeit von der Auszahlung bis zur zweckentsprechenden Verwendung ebenfalls 
Zinsen gemäß § 49a Absatz 3 VwVfG NRW verlangt werden.
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